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A. Problem und Regelungsbedürfnis 

1. 

Sach- und fachgerechte politische Entscheidungen erfordern umfassende Sachkenntnisse, 
die gegebenenfalls durch fachliche Beratung erlangt werden sollen. Die Erlangung dieser 
Sachkunde setzt eine umfassende Kenntnis der entscheidungsrelevanten Fakten und 
Interessen voraus, welche auch von Interessenvertretungen und Interessenvertretern, 
Sachverständigen, sachkundigen Organisationen und Einrichtungen als wesentliche 
Akteure mit Praxiserfahrung vermittelt werden. Ihre Beteiligung In verschiedenen Formen 
ari politischen Willensbildungsprozessen ist ein wichtiges Merkmal eines demokratischen 

Staatswesens. Die Einbindung von externer Expertise und Praxiserfahrung bei. 
Gesetzgebungsverfahren ist zielführend. Aufgabe von Regierungen und Parlamenten ist es 
di;ibei, durch Partizipation von Interessenvertretungen, Verbänden, Vereinen, 
Organisationen, Unternehmen, Einrichtungen und anderen betroffenen Akteuren deren 

. . . 

jeweiligen Argumente zu hören, einzuordnen und im Licht des Gemeinwohls abzuwägen. 
Auf Bundes.ebene ist diese Möglichkeit der Interessenvertretung durch Paragraf 47 der 
Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesministerien (GGO in der Fassung vom 
1L 12.2019) geregelt, wodurch eine Grundlage für die Beteiligung betroffener Akteure im 

_Rahmen von Gesetzgebungsverfahren existiert, indem diese von jeweils zuständigen 
Fachministerien zu einer Stelluhgnahme aufgefordert werden können. Auch in der 
Europäischen Union ist diese Beteiligung auf der Grundlage von Artikel 11 des Vertrages 
der Europäischen Union (EUV in der.i=as'sung vom 0B.042016) festgeschrieben, wo die 
C:irundsätze der Konsultation und Partizipation festgelegt sind. Jedoch sollte der Prozess 
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